
32 MEINUNG DONNERSTAG, 7. SEPTEMBER 2023 DONNERSTAG, 7. SEPTEMBER 2023 MEINUNG 33

LESERPOST
Leserbriefe bitte an:
Die Presse, Hainburger Straße 33,
A-1030 Wien oder an
leserbriefe@diepresse.com

Opfer ohne Stimme, weil
zu jung und namenlos
„Teichtmeister schuldig: Zwei Jahre
bedingt“, von Hellin Jankowski, 6.9.
„Ubi societas ibi ius“ … Die österrei-
chische Rechtsordnung sieht vor,
dass eine Strafe im Sinne einer er-
zieherischen Wirkung die Zwecke
von Generalprävention und Spezi-
alprävention verfolgt. Wurde die-
sen Grundsätzen im Fall Teicht-
meister Genüge getan? Der heutige
Tag lässt mich zugegebenermaßen
sprachlos zurück. Abertausende
Opfer, Opfer eines „Konsums“ (ein
entsetzliches Wort im Bezug auf das
menschliche Leid), Opfer ohne
Stimme, weil zu jung und namen-
los – sie klagen an. Nehmen wir un-
sere Verantwortung wahr und sor-
gen dafür, dass Kulturbetriebe zu

einem Ort ethischer Kompetenz
werden. Überwinden wir die eige-
ne Sprachlosigkeit angesichts der
Abgründe, die sich auftun. Geben
wir den Opfern eine Stimme.
Mag. Mirjam Schmidt, 3072 Kasten

Negativliste von 
Regisseuren gespeichert
„Mortier? Ach, könnten sich Musik-
freunde nur recht erinnern!“, von
Wilhelm Sinkovicz, 4.9.
Ich kann Ihnen zu Ihrem profun-
den Artikel nur gratulieren. Sie
sprechen aus, was die – leider –
schweigende Mehrheit der Opern-
besucher denkt und empfindet.

Zu Holender muss ich aber an-
merken, dass während seiner Di-
rektionszeit nahezu sämtliche Neu-
inszenierungen dem „Regiethea-
ter“ überlassen wurden. Er wollte
zeitgeistig sein und den ach so in-
tellektuellen Kritikern gefallen, die
gern aufzeigen, wie man „verstaub-
tes“ – weil werkgetreu inszenier-
tes – Theater zu entsorgen hat.
Über die Sänger und das Dirigat rei-
chen ihnen wenige Zeilen. Dabei

vergessen sie, dass Musikfreunde
primär wegen der Sänger und des
Dirigenten Opernaufführungen be-
suchen. Offenbar ist auch der Salz-
burger Landeshauptmann dieser
zeitgeistigen Sichtweise sehr zuge-
tan – anders ist die völlig unver-
ständliche Verpflichtung von Klaus
Bachler nicht erklärbar.

Heute ist es bereits so weit, dass
viele Opernfreunde eine Negativlis-
te von Regisseuren eingespeichert
haben und deren Aufführungen be-
wusst meiden. Solang aber in Salz-
burg die Schickeria jeden Unsinn
goutiert, wird sich an dieser Auf-
führungspraxis nichts ändern. Vie-
len Besuchern geht es ja dort nur
darum, gesehen zu werden und
Kontakte zu pflegen. Die Oper ist
dabei nur Staffage.
Karl Schlader, 1160 Wien

Es gibt Handlungsbedarf
Zum ORF-Sommergespräch mit
Karl Nehammer, 4.9.
In Frankreich wurden Inlandsflüge
untersagt, der Flughafen Schip-
hol in Amsterdam erhält eine

Flugobergrenze, um Emissionen
und Lärm zu senken. Unsere Regie-
rung scheitert an mutigen Ent-
schlüssen bzw. bereits am neuen
Klimaschutzgesetz. Wann wird ver-
standen werden, dass es mehr als
kosmetische Maßnahmen benö-
tigt, um Klimaziele zu erreichen?
Mag. Markus Wenninger, 2500 Baden 

Ohne demokratische 
Legitimation
„Den Untergang der Republik her-
beireden“, GK von Gottfried Schell-
mann, 6.9.
Exzellente Analyse von Gottfried
Schellmann, der man voll zustim-
men kann: Österreich hat eine par-
lamentarische Demokratie mit
prinzipiell funktionierenden Ein-
richtungen, schwer verzerrt durch
Kammern mit Zwangsmitglied-
schaft, aber mit prinzipiell geregel-
ten Verfahren, an die sich auch Kli-
makleber halten sollten – können ja
eine eigene Partei gründen und mit
Mehrheiten dann im Parlament
(mit)regieren… Aber ist wohl einfa-
cher so, ohne demokratischen Le-

gitimation die Bevölkerung zu be-
lästigen, beklatscht von Medien,
deren Objektivität nicht gegeben ist
(„Falter“, ORF, …) die aber von allen
mitfinanziert werden (müssen).
o. Univ.-Prof. Dr. Günther Grabner,
BA, 1010 Wien

Füllt das Sommerloch,
aber nicht die Staatskasse
„Der Effekt der Erbschaftssteuer“,
von Madlen Stottmeyer, 4.9.
Das Sommerloch lässt sich damit
füllen, nicht aber die Staatskasse.
So wie Nessie sich nicht zeigt, ver-
bergen sich auch die sogenannten
Superreichen steuerlich. Sie grün-
den eine Stiftung. Diese vererbt
nichts. 

Wie viel Einkommensteuer
zahlt man als Begünstigter einer
Familienstiftung für eine Million
Euro pro Jahr? 27,5 % KEst, also
275.000 Euro. Und wie viel zahlt je-
mand, der eine Million Euro pro
Jahr als unselbstständiger Beschäf-
tigter verdient? 459.000 Euro plus
14.723 Euro Sozialversicherung.
Sind Superreiche unselbstständig

- eine Dr. med. (Chirurgie)
- ich (66): Mag. et Dr. rer. soc.
oec., Absolvent der Diplomati-
schen Akademie, Ancien Stagiaire
der Verwaltungshochschule ENA,
der Wirtschaftshochschule ESSCA
und der Katholischen Universität
Angers (alle Frankreich), Vor-
standsdirektor (mittlerweile i. R.)
eines zu einem bekannten österrei-
chischen Konzern gehörenden Un-
ternehmens in Jakarta, Indonesien.
Gerhard Danninger, 4284 Tragwein

170.000 Wölfe kommen in Nord-
amerika, Europa und Asien vor. –
Fakten, nicht Emotionen sollten als
Grundlage für Entscheidungen der
Politik dienen.
Dr. Klaus Hejny, 8010 Graz

Was ist aus 
den Kindern geworden?
„Das Problem mit der (Un)Bil-
dung“, Pizzicato“, von Wolfgang
Greber, 4.9.
Danke, Herr Greber, für Ihren muti-
gen Artikel, dem ich nur voll zu-
stimmen kann. Mein Vater war
auch Bauer: Kleinbauer im Mühl-
viertel. Und was ist aus seinen Kin-
dern geworden?
- ein Facharbeiter (in Pension)
- ein Facharbeiter, leider mit 18 Jah-
ren verunglückt
- noch ein Facharbeiter
- ein Ingenieur mit HTL-Matura,
nun Berufsschullehrer
- ein radiologisch-technischer As-
sistent, dann Verkäufer von Solar-
anlagen
- eine Mag. Dr. phil. (Kinderpsy-
chologie), leider schon verstorben

beschäftigt? Nein, sie sind Stif-
tungsbegünstigte. Weder Herr Bab-
ler noch seine Interviewer und
Kommentatorinnen reden darüber.
Warum nicht? Weil dann jeder an
Nessie denken müsste? 
Dr. Hubert Haider, 3911 Rappottenstein

Fakten statt Emotionen
„Tötung von Wölfen wird erleich-
tert“, von Wolfgang Böhm, 5.9.
Im Bewusstsein, dass die Thematik
um die Wolfsbestände sehr emotio-
nal geführt wird, möchte ich Wolf-
gang Böhm mitteilen, dass entge-
gen der Bildunterschrift des o. a.
Artikels Wölfe nicht vom Ausster-
ben bedroht sind! Ein Datencheck
aus unterschiedlichen Quellen
(z. B. WWF, CHWolf) belegt annä-
hernd dieselbe Zahl: In Europa leb-
ten 2018 bereits über 19.000 Wölfe –
Tendenz allein durch den biologi-
schen Zuwachs: stark steigend (sie-
he Grafik der Schadenstatistik).
Auch in der IUCN (International
Union for Conservation of Nature)
wird der Wolfsbestand als „stable“
(stabil) bezeichnet. Geschätzte ca.

F ür die Biennale in Venedig, die in diesen Tagen am Lido zu Ende
geht, hat es dann doch nicht gereicht. Wie die Hollywood-Stars,

wie George Clooney und Co. à la James Bond durch die Kanäle zu
brausen, das hätte fürwahr ein famoses Bild abgegeben – und eine
tolle Promotion für die Premiere von „Kurz – der Film“. Ein Plausch
mit Woody Allen, ein Handshake mit Bradley Cooper, ein Selfie mit
Julia Roberts: Das wär’s halt gewesen für den Protagonisten.

Sebastian Kurz musste es ein paar Nummern kleiner geben. Für
die Viennale im Oktober war vermutlich der Goodwill seitens der
Veranstalter und der Stadt Wien nicht da: der Altkanzler als rotes
Tuch für das Rathaus. Der rote Teppich für die Fangemeinde muss-
te eben anderswo ausgerollt werden. Dabei prangte just im roten
Transdanubien ein überlebensgroßes Kurz-Konterfei wie für einen
Blockbuster, einen Superheldenfilm: Batman Basti – oder Bad
Man? Der Floridsdorfer Michael Ludwig musste dies jedenfalls als
Angriff auf seine Oberhoheit aufgefasst haben. 

Tatsächlich hat der größte steirische Filmschauspieler aller Zei-
ten in der Doku einen Kurzauftritt – von Klaus Maria Brandauer ist
hier nicht die Rede. Ob sich Sebastian Kurz indessen das Mantra
Arnold Schwarzeneggers zu Herzen nimmt? I’ll be back. Die noch
größere Frage lautet freilich: Ein Oscar für Sebastian? (vier)

E-Mails an: thomas.vieregge@diepresse.com
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Der Kurzfilm

N a immerhin. „In manchen Situa-
tionen war es sehr hilfreich für
Frauen“, sagte der US-Filmema-

cher Woody Allen am Montag bei den
Filmfestspielen in Venedig. „Es“, das ist
die #MeToo-Bewegung, die nach Ansicht
mancher gerade einen Tiefpunkt erreicht
hat, ja vielleicht sogar am Ende ist. 

Vergangene Woche gab die Berliner
Staatsanwaltschaft bekannt, das Verfah-
ren gegen Till Lindemann, den Sänger
der deutschen Band Rammstein, einzu-
stellen. Es gebe nicht ausreichend Bewei-
se, dass Lindemann Frauen zu sexuellen
Handlungen genötigt habe. Im Juli wurde
der US-Schauspieler Kevin Spacey in
London freigesprochen; mehrere Männer
hatten ihm sexuelle Übergrif-
fe vorgeworfen. 

Und auch Woody Allen,
dessen Stieftochter ihm vor-
wirft, sie in ihrer Kindheit se-
xuell missbraucht zu haben,
wurde nie verurteilt. Das Ge-
richt sah damals von einem
Verfahren ab, weil es dem
Kind nicht zumutbar war, be-
zeichnete Allens Verhalten
aber als „höchst unange-
bracht“. In Venedig präsentierte Allen sei-
nen 50. Film. War alles umsonst? Was hat
die #MeToo-Bewegung knapp vor ihrem
sechsten Geburtstag – die erste bahnbre-
chende Recherche der „New York Times“
über massiven sexuellen Missbrauch
durch den Hollywoodproduzenten Har-
vey Weinstein ist Anfang Oktober 2017 er-
schienen – erreicht?

Es gibt unterschiedliche Narrative.
Sieht man sich gerichtliche Verurteilun-
gen an, ist es immer auch eine Frage der
Perspektive: Zu jedem Zeitpunkt finden
sich Beispiele von Tätern, die verurteilt
wurden. Das Strafrecht ist also keines-
wegs zahnlos. Weinstein sitzt im Gefäng-
nis, ebenso der US-Rapper R. Kelly und
Ghislaine Maxwell, die gemeinsam mit
Jeffrey Epstein Menschenhandel betrie-
ben hat. Bill Cosby saß zumindest eine
Zeit lang ein. 

Die Frage ist, wie der Erfolg der Bewe-
gung gemessen wird. Verurteilungen sind
dabei aber nur ein Maßstab von mehre-
ren. Reformen und Initiativen wären ein
weiterer. Und da zeigt auch der Blick auf
Österreich, dass sich einiges getan hat:

Schon seit 2018 soll die Kampagne „Ich
bin dein Rettungsanker“ der Stadt Wien
in verschiedenen Bereichen, darunter
auch in der Nachtgastronomie, den rich-
tigen Umgang schulen und sexualisierter
Gewalt vorbeugen. Seit dem Vorjahr gibt
es mit Vera eine Anlaufstelle für Macht-
missbrauch in der Kulturbranche sowie
im Sport. Das Frauennetzwerk Medien
ersinnt gerade ein Konzept für eine sol-
che Stelle, die der Medienbranche dienen
soll. Und im türkis-grünen Regierungs-
programm wird eine Stärkung der Gleich-
behandlungsanwaltschaft versprochen.

N atürlich gibt es noch
Lücken. So ist bei-
spielsweise die An-

zahl der Rechtsschutzfonds
noch rar. Wer vor Gericht
geht, riskiert oft eine Gegen-
klage, etwa wegen Diffamie-
rung. Auch deshalb gibt es
noch immer verhältnismä-
ßig wenige Anzeigen; zuletzt
ist die Zahl der Anzeigen we-
gen Sexualstraftaten in Ös-
terreich leicht gestiegen.

Schließlich wäre da der
Kulturwandel. Er ist nur schwer in Zahlen
zu fassen, doch er existiert. Bei der
Gleichbehandlungsanwaltschaft werden
etwa Schulungen, um sexuelle Belästi-
gung am Arbeitsplatz zu vemeiden, seit
#MeToo so stark nachgefragt, dass gar
nicht alle bedient werden können. Lang-
sam sickert zudem die Erkenntnis durch,
dass die Unschuldsvermutung nicht nur
für vermeintliche Täter, sondern auch für
(vermeintliche) Opfer gilt: Es ist zunächst
davon auszugehen, dass sie die Wahrheit
erzählen. Sonst wirft man der Person
ebenfalls eine Straftat vor. 

Zu guter Letzt zeigt die aktuelle Be-
richterstattung über das Wiener Nachtle-
ben, dass sexuelle Übergriffe ein Thema
geworden sind, über das geredet wird. Es
gibt nun eine Sprache für Dinge, über die
zuvor geschwiegen wurde, weil sie keinen
Platz im Diskurs hatten.

Wenn Woody Allen sagt, #MeToo kön-
ne „sehr hilfreich für Frauen“ sein, hat er
recht. Aber nur teilweise. Denn es sind
nicht nur Frauen, die davon profitieren.
Sondern alle, die von Machtmissbrauch
betroffen sein können. Also wir alle. 

Verfahren eingestellt und noch ein
Freispruch: Ist #MeToo am Ende?
In den vergangenen sechs Jahren hat sich der Umgang mit sexueller Gewalt 
verändert. War alles umsonst? Was hat die #MeToo-Bewegung erreicht? 

‘‘Die Frage ist, 
wie der Erfolg
der Bewegung
gemessen wird.
Verurteilungen
sind dabei nur
ein Maßstab. 
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S eit dem Treffen im saudiara-
bischen Dschidda Anfang Au-
gust haben sich die Gesprä-

che über einen Verhandlungsfrie-
den zur Beendigung des Krieges in
der Ukraine intensiviert. Allerdings
sind Russland und die Ukraine bei
der Suche nach einem tragfähigen
Kompromiss weit voneinander ent-
fernt. Zu den russischen Bedingun-
gen für einen Frieden, wie sie die
Sprecherin des Außenministeri-
ums, Maria Sacharowa, auf der
Website ihres Ministeriums auflis-
tet, gehören folgende Forderungen: 

1. Der Westen muss die Waffen-
lieferungen an die Ukraine einstel-
len. 

2. Die Ukraine muss entwaffnet
und entmilitarisiert werden, nicht
nuklear und nicht alliiert sein.

3. Die russische Annexion von
fünf ukrainischen Regionen, die
der Ukraine den Zugang zum
Asowschen Meer verwehrt, muss
anerkannt werden.

Keine dieser Bedingungen ist
für Kiew akzeptabel. Abgesehen
von Gebiets- und Bevölkerungs-
verlusten würde die Ukraine damit
wieder zu einer russischen Kolonie
werden, so wie sie es jahrhunderte-
lang vor dem Zusammenbruch der
Sowjetunion gewesen ist. Und soll-
te sich die Ukraine fortan weigern,
ihren Herren in Moskau zu gehor-
chen, hätte sie dann kein eigenes
Militär und keine eigenen Waffen
mehr, um einer künftigen russi-
schen Invasion zu widerstehen. 

So unrealistisch diese russi-
schen Bedingungen sind, stellen
sie zu allem Überfluss einen Rück-
schritt gegenüber dem Ultimatum
dar, das Putin im Dezember 2021,
zwei Monate vor Beginn seiner
großangelegten Invasion der Ukrai-
ne, gestellt hatte. Das Ultimatum
war an die USA gerichtet. Der
Kreml verlangte, dass die Nato auf
den Stand von 1997 zurückgeführt
wird – also auf eine Zeit, bevor die
ehemals kommunistischen Staaten
Osteuropas und die drei baltischen
Staaten dem Verteidigungsbündnis

beitraten. Ende 2021 rechnete Pu-
tin fest damit, die Ukraine inner-
halb weniger Wochen einnehmen
zu können. Und die Welt fürchtete
damals auch noch seine vermeint-
lich hocheffiziente Armee. Jetzt
nicht mehr.

Nach anderthalb Jahren Krieg,
den die Russen in der Ukraine auf
grausame Weise geführt haben,
haben die russischen Streitkräfte
hinreichend bewiesen, dass sie
schlecht geführt und schlecht aus-
gerüstet sind und im Großen und
Ganzen eher eine unorganisierte
Horde als eine moderne Streit-
macht darstellen.

Mini-Putin heimschicken
Dennoch sollte die Nato Putins al-
tes Ultimatum aufgreifen – und als
Geste des guten Willens westlicher-
seits Moskau ein Angebot machen.
Sie sollte Putin anbieten, sich aus
einem ehemals kommunistischen
Land in Osteuropa zurückzuzie-
hen, und zwar aus Ungarn. Denn
Viktor Orbán agiert seit Langem
als eine Art dick gewordener

Mini-Putin. So hat er eine Klepto-
kratie à la Putin errichtet, in der der
enge Kreis seiner Gefolgsleute
reichlich belohnt wird – mit Vorlie-
be mit EU-Geldern. 

Zur Sicherung der eigenen
Machtposition hat Orban außer-
dem den latenten Antisemitismus
und Anti-Roma-Rassismus seiner
Landsleute instrumentalisiert.

Auf den ersten Blick sollte sich
Orbán über den Austritt aus dem
westlichen Bündnis und die Rück-
kehr zum alten Warschauer Pakt
freuen. Der eigentliche politische
Zweck dieses Schrittes ist freilich
ein ganz anderer.

Denn allein schon das Angebot,
Ungarn an Putin zurückzugeben,
sollte die vielen leichtgläubigen
Orbán-Unterstützer unter den Un-
garn aufwecken. Immerhin zele-
briert Orbán selbst den ungari-
schen Aufstand 1956 gegen den
Kommunismus, der in den Straßen
Budapests von sowjetischen Pan-
zern niedergewalzt wurde. 

Damals wurden junge idealisti-
sche Studenten, die an der Revolu-
tion teilgenommen hatten, mas-
senweise gefoltert und hingerich-
tet. Ein kurzer Besuch im Haus des
Terrors, dem damaligen Sitz der
sowjetischen Geheimpolizei, ver-
mittelt diese Geschichte auf ein-
dringliche Weise. 

Der Schlächter von Budapest
An der Außenfassade des Gebäu-
des, das an einer der Hauptstraßen
Budapests, der Andrassy-Allee,
liegt und zuvor als Gestapo-Haupt-
quartier gedient hat, sind Hunderte
von Schwarz-Weiß-Fotos mit den
Gesichtern der zu dieser Zeit von
den Sowjets getöteten Ungarn an-
gebracht, die ein anschauliches
Bild des Mordens im russischen Stil
vermitteln.

All dies geschah unter der Auf-
sicht des damaligen sowjetischen
Botschafters in Ungarn, Juri Andro-
pow. Nicht zuletzt aufgrund seiner
„Heldentaten“ in Ungarn (die Un-
garn hingegen gaben ihm den

Spitznamen „Schlächter von Buda-
pest“) wurde Andropow 1967 zum
Chef des KGB ernannt. Von diesem
Posten aus stieg er 1982 zum Gene-
ralsekretär der Kommunistischen
Partei der Sowjetunion und damit
zum Herrscher der Sowjetunion
auf.

Und – so schließt sich der Kreis
russischer Menschenverachtung
und Meuchelmöderei – natürlich
war Andropow, der Schlächter von
Budapest, der oberste Vorgesetzte
eines jungen KGB-Rekruten na-
mens Wowa Putin, der heute als der
Schlächter von Butscha bekannt ist.

Gerade vor dem Hintergrund
der heutzutage weitgehend ver-
schütteten, im Rückblick sehr be-
eindruckenden Geschichte anti-
kommunistischen Mutes junger
Ungarn und Ungarinnen vor knapp
siebzig Jahren ist es kaum erklär-
lich, zu welchem Mitläufertum vie-
le Ungarn von heute übergegangen
sind.

Anlass zum Nachdenken
Für die Zukunft Ungarns, ob als
Land, als EU- oder als Nato-Mit-
glied, ist es von entscheidender Be-
deutung, ob die Ungarn wieder an
diese beeindruckende Geschichte
anknüpfen können.

Anlass zum Nachdenken sollte
ihnen auch die Tatsache geben,
dass ihr Mitläufertum mit dem
Scharlatan Orbán im Nachbarland
Polen auf großes Missfallen stößt.
Selbst unter der PiS-Regierung, die
unter demokratischen Gesichts-
punkten wegen ihrer demagogi-
schen Instinkte eher aufstößt, ist
wenigstens klar, dass man gegen
Putin – und dementsprechend mit
der Ukraine – stehen muss. Inso-
fern ist den Polen in beiden politi-
schen Lagern des Landes sehr be-
wusst, dass die Ungarn mit Orbáns
Putin-Liebe ihren eigenen Anteil an
der osteuropäischen Geschichte
der Befreiung vom kommunisti-
schen Joch verraten.

Putins Kumpel oder Nato 
Mit der Konzession seitens der
Nato, Orbáns Ungarn Putin an-
zudienen, müsste Viktor Orbán, der
ewige egoistische Wendehals und
grenzenlose Selbstverherrlicher,
dessen abgrundtiefer Zynismus
obendrein mit hohen Subventio-
nen aus Brüssel belohnt wird, zwi-
schen seinem unerträglichen Dop-
pelstatus als Putins Kumpel und
Nato-Mitglied wählen. 

Auf diese Weise würde Orbán
durch die Nato bloßgestellt und, so
ist zu hoffen, sich endlich eines
Besseren besinnen und verlässlich
in den Schoß des Westens zurück-
kehren. Und wenn er das nicht tut –
nun, dann sollten die ungarischen
Wähler ihn sofort zum Teufel jagen.
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Die Nato und der
„Orbán-Exit“
Krieg. Warum die Nato Putin anbieten sollte, sich aus einem ehemals
kommunistischen Land Osteuropas zurückzuziehen: aus Orbáns Ungarn.
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weitergehen, bis 2030 wird der
Anteil an Elektroautos bei allen
Fahrzeugen auf 60% steigen, wie
die Internationale Energieagen-
tur im „Global Electric Vehicle
Outlook 2023“ prophezeit. Dazu
tragen auch das Fit-for-55-Paket
der EU oder der Inflation Reducti-
on Act der USA bei. Der politische
Standortwettbewerb um die Kli-
maneutralität ist eröffnet. 

Die Populisten versprechen
dagegen, dass alles so bleibt, wie
es ist. Dabei ist es in der Geschich-
te noch niemandem gelungen,
diese aufzuhalten, der Wandel
der Zeiten konnte immer nur um
Jahre verzögert werden und trat
dann umso heftiger ein, je länger
man zugewartet hatte. 

Sackgasse der Populisten
Wer auf Populisten hört, muss
sich darüber im Klaren sein, Sack-
gassen, Stillstände hinzunehmen,
die unweigerlich eintreten, wenn
man sich gegen alle Veränderun-
gen stemmt. Von konservativer
Seite wird oft Stillstand als Fort-
schritt verkauft, aber unser heuti-
ges gutes Leben basiert auf dem
Fortschritt der Vergangenheit. 

Populistische Haltungen in
großen Krisen gab es schon im-
mer, um gegen unangenehme,
aber notwendige Veränderungen
anzukämpfen, wie ein Blick in die
Geschichte zeigt. Mich erinnert
das immer an die Maya, die Wi-
kinger und die Osterinseln, wo
Menschen sich wider jegliche
Vernunft lange Zeit gegen Verän-
derungen gesträubt haben, die
notwendig gewesen wären, um
ihr Überleben zu sichern. Wenn
Sie denken, das hat nichts mit
heutigem Populismus zu tun,
warten Sie ab. Wir werden noch
feststellen, dass es mehr Ähnlich-
keiten gibt, als uns lieb ist, wenn
wir die Klimakrise ohne Verände-
rungen laufen lassen, weil uns die
Populisten dazu geraten haben.
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S eit Jahren bemühen sich
rechtspopulistische Partei-
en, die Klimakrise herunter-

zuspielen, und versprechen ein
Zurück zur heilen Welt, wenn man
ihnen das Ruder überlässt. Statt
strenger Klimagesetze sollte man
auf technologische Innovationen
bauen, um das Land in eine nach-
haltige Richtung zu steuern. Bis
diese entwickelt sind, sollte man
alles so lassen, wie es ist, denn
theoretisch kann auch eine Ölhei-
zung mit Bio-Öl erneuerbar be-
trieben werden. 

Dass dieses nie in erforderli-
chen Mengen verfügbar sein
wird, wie Experten aller großen
Forschungsinstitute seit Jahren
vorrechnen, stört sie nicht im Ge-
ringsten. Wer meint, er könne den
„natürlichen Klimawandel“ – ein
Trick der Populisten, die Klima-
krise mit Naturgewalten wie Erd-
beben oder Vulkanausbrüchen
gleichzusetzen – durch Verbote
und Einschränkungen stoppen,
sei im Grunde radikal und befin-
de sich „im Glaubenskrieg“ gegen
die Bevölkerung. Wirksame Kli-
mapolitik halten sie konsequen-
terweise für „völlig überbordend“,
es ginge nur um Ideologie, nicht
um Fakten. Der FPÖ-Parteivorsit-
zende verspricht seinen Wählern
und Wählerinnen, Klimapolitik in
Zukunft generell als Irrweg „abzu-
wehren“. Nicht zufällig wies auch
der Kanzler in seiner „Rede zur
Lage der Nation“ im Frühjahr auf
den „Untergangsirrsinn“ der Kli-
mabewegung hin und versprach
der Bevölkerung, dass Österreich
auf ewig das „Autoland schlecht-
hin“ bleibt, wobei er Autos mit
Verbrennungsmotoren meinte.
Dabei führt gerade dieses Ver-
sprechen langfristig zum Unter-
gang der österreichischen Auto-
mobilzulieferer, der Markt dreht
sich rasant in Richtung Elektro-
mobilität. Im ersten Halbjahr
wurden auf den Hauptmärkten
China, Europa und USA mehr als
vier Millionen vollelektrische Au-
tos zugelassen, ein Plus von
36 Prozent. An der Spitze stehen
Tesla (USA) und BYD (China),
beide lassen ihre Teile nicht in Ös-
terreich produzieren. So wird es

Klimakrise. Oft wird Stillstand als Fortschritt
verkauft, aber unser heutiges Leben basiert
auf dem Fortschritt der Vergangenheit. 

Glaubt den
Populisten nicht!
VON ROGER HACKSTOCK


